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Beschlussvorschlag:  Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, die notwendigen Absprachen dafür zu treffen, dass der 
Polizeipräsident des neuen Polizeipräsidiums Potsdam in einer Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung im Herbst dieses Jahres einen Bericht gibt. In diesem Bericht sollte u. a. 
über die Auswirkungen der Polizeistrukturreform auf die Landeshauptstadt sowie über Schwerpunkte 
der polizeilichen Tätigkeit in Potsdam informiert werden. Der Bericht sollte Gegenstand einer 
Aussprache zu Problemen der öffentlichen Sicherheit in Potsdam sein. 
 
 
 
 
 
 
Dr. Hans-Jürgen Scharfenberg 
Fraktionsvorsitzender 
 
 
  Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen  

auf der Rückseite 

  

Entscheidungsergebnis   

Gremium:   Sitzung am:  
   

 einstimmig  mit Stimmen-
 mehrheit 

Ja Nein Enthaltung  überwiesen in den Ausschuss: 

 Lt. Beschlussvorschlag  Beschluss abgelehnt   

 abweichender Beschluss DS Nr.:   Wiedervorlage: 

   
 zurückgestellt  zurückgezogen   

 



Entscheidungsergebnis:  

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 
Finanzielle Auswirkungen?   Ja  Nein 

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.) 
 
 

ggf. Folgeblätter beifügen 

 
Begründung:  
 
Im Rahmen der Polizeistrukturreform werden die bisher sechs Polizeipräsidien zu zwei Präsidien 
zusammengelegt. Das ist mit einer Umstrukturierung der Präsidien und einer Aufgabenverlagerung 
auf die Schutzbereiche verbunden. Die Stadtverordnetenversammlung sollte sich über die 
Auswirkungen dieser Reform sowie über aktuelle Schwerpunkte der polizeilichen Tätigkeit und der 
öffentlichen Sicherheit in Potsdam informieren. 
 
 
 
 
 


